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Ueber Claſſenvermögen in den Gemeinden und 
Gemeindevermögen. 
J. Pairhuber, Mitglied des ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſes. 
N 


Die „Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung“ brachte in den Num⸗ 
mern 48 und 49 des vorigen Jahrganges einen Artikel vom Herrn. 
Landesausſchuß-Mitgliede Michael Herman über das Genoſſenſchafts⸗ 
vermögen in den Gemeinden, welcher von dem Satze ausgehend: 
dieſes Vermögen ſei durchgehends ein Claſſenvermögen im Sinne des 
§ 11 der ſteiermärkiſchen Gemeindeordnung und die Gemeindeordnung 
finde auf dasſelbe keine Anwendung, die Nothwendigkeit einer geſetz⸗ 
lichen Regelung der Verwaltung dieſes Vermögens zu beweiſen ſucht 
und ein Geſetz in Vorſchlag bringt, durch welches im Weſentlichen 
angeordnet werden ſoll, daß ein ſolches Vermögen unter Controle der 
politiſchen Behörden nach der bisherigen Uebung zu verwalten und daß 
dieſe Uebung dort, wo es noch nicht geſchehen, urkundlich zu machen ſei. 

Ich halte die Vorausſetzung des Herrn Verfaſſers, daß das 
Genoſſenſchaftsvermögen wenigſtens was Steiermark betrifft — 
durchgehends Claſſenvermögen im Sinne des § 11 der Gemeinde- 
ordnung ſei und daß die Gemeindeordnung auf dasſelbe nicht Anwen⸗ 
dung finde, für unrichtig, ich glaube im Gegentheil nachweiſen zu 
können, daß das, was Herr Herman Claſſenvermögen nennt, in der 
Regel als Gemeindevermögen ſich herausſtelle und daher auch nach 
der Gemeindeordnung von den durch die Gemeindeordnung beſtellten 
Organen zu verwalten ſei. Die Wichtigkeit des Gegenſtandes rechtfertigt 
es, wenn ich es verſuche, die Gründe meiner Anſchauung den rechts⸗ 
kundigen Leſern dieſes Blattes zur Beurtheilung vo zu egen. 

Dieſe Gründe beruhen: 


Von 


1 
auf der Geſchichte der Entſtehung, Verwaltung und Verwendung 


dieſes Vermögens. Es iſt nämlich eine unbeſtrittene Thatſache, daß, ſo 


und alleinige Geltung hatte, nur gewiſſe Stände politiſche und öffent— 
liche Rechte beſaßen, aber auch ausſchließlich für öffentliche Laſten in 
Anſpruch genommen wurden, wenngleich fie die Befugniß hatten, dieſe 
öffentlichen Laſten wieder nach unten auf die von polttiſchen Rechten 
Ausgeſchloſſenen zu überwälzen. Sowie damals nur gewiſſe Stände 
dem Staatsoberhaupte gegenüber das Land repräſentirten und ihm 
gegenüber allein politiſche Rechte ausübten, aber auch Verpflichtungen 


mit Rechtsgiltigkeit für Alle eingegangen ſind, ſo hat ſich auch, namentlich 


in den nicht unterthänigen Stadt- und Marktgemeinden, ein eigener 
Stand — der Bürgerſtand im ſtändiſchen Sinne des Wortes — 
gebildet, der allein das active und paſſive Wahlrecht in der Gemeinde 
ausübte, der allein durch die von ihm und aus ihm gewahlte 
Gemeinderepräſentanz für die damaligen Bedürfniſſe der Gemeinde Vor⸗ 
ſorge traf, die Mittel zu deren Deckung durch ſe in Beſteuerungsrecht 


herbeiſchaffte, der es verſtand, ihm allein zu Gute kommende Privilegien 


zu erwerben und der ſo allmälig aus den Ueberſchüſſen der ihm zu— 
ſtehenden Verwaltung ein Vermögen anſammelte, das er erklärlicher 
Weiſe als ein Eigenthum ſeines Standes betrachtete, obwohl es in 
der That nur aus öffentlichem Rechte entſtandenes und zu öffentlichen 
Zwecken gewidmetes Vermögen der Gemeinde als ſolcher war. Von 
der gleichen Rechtsanſchauung geleitet, haben ſich endlich auch in den 
Land- und Bauerngemeinden die Rechtsverhältniſſe in ähnlicher Weiſe 
entwickelt, auch dort iſt der Begriff Gemeinde aus dem ungetheilten 
gemeinſchaftlichen Beſitze einer oder mehrerer Familien hervorgegangen, 
auch dort wurde bei öffentlichen Leiſtungen die Gemeinde nach wie vor 
der Theilung der Güter als Einheit aufgefaßt, auch dort führte die 
herrſchende Rechtsanſchauung zur Sonderung der Nachfolger der urſprüng⸗ 
lichen Familien von den ſpäteren Anſiedlern, auch dort betrachteten ſich 
Jeue ausſchließend als die Berechtigten und auch dort haben fie in 
Folge deſſen das Verfügungsrecht über Gemeindevermögen und Gemeinde— 
gut für ſich allein in Anſpruch genommen. 

Als nun das mivellivende Jahr 1848 und die nach den 
Anſchauungen dieſes Jahres geſchaffene Gemeindeordnung vom Jahre 
1849 den politiſchen Vorrechten der ehemaligen Stände und insbeſondere 
des Bürgerthums in den Städten und Märkten ein Ende machten 
und dem Worte „Bürger“ eine von der früheren ganz verſchiedene 
Bedeutung gaben, war es begreiflich, daß die bis dahin im Beſitze 
des Erworbenen befindlichen Stände an ihrem Beſitze feſtzuhalten 
bemüht waren, obgleich ſie zugeben mußten, daß der Beſitz aus 
öffentlichem Rechte und insbeſondere aus dem ihnen zugeſtandenen 
Beſteuerungsrechte entſtanden fei, obgleich fie wußten, daß fie bis dahin 
die öffentlichen Laſten aus den Einkünften dieſes Beſitzes zu beſtreiten 
verpflichtet waren. 

Der Streit über dieſen Beſitz iſt heute noch nicht ausgetragen, 
denn obwohl die Landesordnungen ausdrücklich vorſchreiben, daß das 
Domeſticalvermögen der Stände in das Eigenthum des Landes 
überzugehen habe, obwohl darnach in allen Ländern das Domeſtical⸗ 


lange das ſtändige Princip im ſocialen und ſtaatlichen Leben allgemeine vermögen 1861 anſtandslos an die neue Landesvertretung übergeben 


wurde, obgleich der $ 74 der Gemeindeordnung vom Jahre 1849 und 
mit ihm der § 58 der ſteiermärkiſchen Gemeindeordnung vom 2. Mai 
1864 den Grundſatz aufſtellten, daß das Gemeindevermögen und 
Gemeindegut ein Eigenthum der Gemeinde als ſolcher und nicht 


der jeweiligen Gemeindeglieder zu bilden habe, und damit eigentlich 


bezüglich der Gemeinde dasſelbe vorſchreiben, was die 
Landesordnungen für das Corporatvermögen der ehe⸗ 
maligen Stände vorgeſchrieben haben, ſo läßt ſich doch nicht 
in Abrede ſtellen, daß ein Theil jenes Vermögens, welches bis zum 
Jahre 1849 auf Grund ſemer Entſtehung und Widmung unbeſtritten 
als Gemeindeeigenthum galt, noch immer im factiſchen Beſitze der 
erwähnten Corporationen ſich befindet, und hie und da für die Gemeinde 
ſogar ſchon verloren gegangen iſt, weil man nicht den Muth hatte, 


dem § 74 der Gemeindeordnung vom Jahre 1849 praktiſche Geltung l ER a 5 0 5 
zu verſchaffen, weil man den in demſelben ausgeſprochenen Grundſatz Gemeindemitgliede ein größerer Nutzen gebühre, als zur Deckung ſeines 


mit Ausnahme der ſteiriſchen in keine der übrigen Gemeindeordnungen 
recipirte und weil man es unterlaſſen hat, beim Uebergange das 
Eigenthum der früher beſtandenen Gemeinde auch nur zu conſtatiren, 
und darnach eine geregelte Uebergabe des bisherigen Gemeinde— 
eigenthums an die neue Gemeindevertretung vorzukehren. 


2. 


Aber ſelbſt abgeſehen von der Geſchichte der Entſtehung und 


Entwicklung des Gemeinſchaftsvermögens iu den Gemeinden muß das— 
ſelbe auch heute noch, wenigſtens dort als Gemein deeigenthum 
betrachtet werden, wo deſſen Nutzungen factiſch noch heute zu Gemeinde— 
auslagen verwendet werden, weil der $ 288 a. b. G. B. diejenigen 
Sachen, deren Einkünfte zur Beſtreitung von Gemeindeauslagen beſtimmt 
ſind, als Gemeindevermögen bezeichnet. Durch eine Reihe von 
Beiſpielen und gerade durch die im Artikel der Nummer 
d. J. 1879 der Verwaltungs-Zeitſchrift aufgeführten Verhältuiſſe iu 
Leoben, Weiz, Leibnitz und Hartberg läßt ſich nachweiſen, daß die 
Nutzungen aus dem ſogenannten Kammervermögen in den Städten und 
Märkten entweder unbeſchräukt oder bis zu einer durch Uebung, Her— 
kommen oder Vertrag beſtimmten Grenze noch heute zur Beſtreitung 
der Gemeindeauslagen verwendet, daß in Folge deſſen in dieſen Ge⸗ 
meinden Gemeindezuſchläge und Umlagen noch heute entweder gar nicht 
oder doch nur in einem geringeren Ausmaße eingehoben werden, daß 
auch in den Landgemeinden ähnliche Verhältniſſe obwalten, daß es z. B. 
noch heute ſogenannte Bauernwaldungen gibt, aus denen die Gemeinde 
das nöthige Bauholz für Brücken und Stege bezieht, und daß dieſe 
Vermögenſchaften daher nicht als Claſſenvermögen im Sinne des § 11 
der Gemeindeordnung, ſondern nach dem beſtimmten Wortlaute des 


8 288 a. b. G. B. als Gemeindevermögen aufgefaßt werden müſſen. 
Von ſelbſt ergibt ſich daraus die weitere Folgerung, daß ſie unbeſchadet 
erworbener Privatrechte, nach den Beſtimmungen der Gemein de 
ordnung, daß ſie von der Gemeindevertretung, wie ſie jetzt iſt, 


zu verwalten ſind. 


Anſchauung entgegenſtehende Praxis herausgebildet hat, wenn hie und 
da neben der Gemeindevertretung ein eigenes Organ für die Verwaltung 
des Kammervermögens beſteht, ſo findet ſich dafür im Gemeindegeſetze 
nicht nur kein Anhaltspunkt, ſondern ſie ſteht mit demſelben ſogar in 
Widerſpruch, weil der § 66 der ſteiriſchen Gemeindeordnung und die 
mit ihr gleichlautenden Beſtimmungen der Gemeindeordnungen aller 
anderen Länder ausdrücklich vorſchreiben, daß dort, wo zwei oder mehrere 
Gemeinden mit Vorbehalt ihres Eigenthums zu Einer Orts— 
gemeinde vereinigt wurden, die Einkünfte ihres geſonderten Eigenthums 
nach dem Uebereinkommen, in Ermanglung eines ſolchen aber zur Be⸗ 
ſtreitung des Aufwandes der auf jede der früheren ſelbſtſtändigen Ge- 
meinden entfällt, zu verwenden ſind, weil alſo ſelbſt ein ſolches Sonder⸗ 
vermögen nach den Beſtimmungen der Gemeindeordnung und durch die 
Vertretung der Ortsgemeinde zu verwalten iſt, und weil daher von der 
Beſtellung eines eigenen Organes für die Verwaltung ſolcher Vermögen⸗ 
ſchaften und nach anderen Beſtimmungen als den der Gemeindeordnung 
dort um ſo weniger die Rede ſein kann, wo ein ſolcher Vorbehalt bei der 
Zuſammenlegung und Neuconſtituirung der Gemeinden in den Jahren 


1849 und 1864 nicht gemacht worden, wo ein ſolches Gemeindever⸗ 


mögen und deſſen Verwaltung alſo ohne Vorbehalt an die neugebildete 
Gemeinde und ihre Vertretung übergegangen iſt. Aber auch hier iſt 
die Urſache der ſeitherigen Verwicklung des Rechtsverhältuiſſes und der 


48 


88 


daraus eutſtandenen Streitigkeiten wieder nur in dem Umſtande zu 


ſuchen, daß man beim Uebergange dieſe Rechtsverhältniſſe zu conſtatiren 
und darnach die Uebergabe an die neugebildete Gemeinde vorzukehren 


unterlaſſen hat. 
Ju den §8 60 und 67 der Gemeindeordnung begegnen wir 


endlich noch einem dritten Falle, in dem das Gemeindegut als ſolches 
bezeichnet und unter die Beſtimmungen der Gemeindeordnung geſtellt 


wird, obgleich nicht alle heutigen Mitglieder der Ortsgemeinde an deſſen 


Benützung theilnehmen. Wenn der § 60 anordnet, daß das Recht und 
das Maß der Theilnahme an den Nutzungen eines Gemeindegutes nach 
der bisher unangefochtenen Uebung zu beurtheilen ſei, daß abgeſehen 
von ſpeciellen Rechtstiteln keinem zum Bezuge berechtigten 


Haus- und Gutsbedarfes nothwendig iſt, wenn dieſer Paragraph dem 
Gemeinde aus ſchuſſe das Befugniß einräumt, dort. wo eine ſolche 
unangefochtene Uebung nicht beſteht, die die Theilnahme an den 
Nutzungen regelnden Beſtim mungen zu treffen, wenn er ihm das 
Recht zuerkennt, dieſe Theiluahme von der Entrichtung einer jährlichen 
Abgabe oder von der Entrichtung eines Einkaufgeldes abhängig 
zu machen, wenn dieſer Paragraph in ſeiner Schlußbeſtimmung ſogar 
fo weit geht, anzuordnen, daß diejenigen Nutzungen, welche nach Deckung 
aller rechtmäßig gebührenden Anſprüche erübrigen, in die Gemeinde— 
caſſe abzuführen ſind, obwohl Grund und Boden nicht allen heutigen 


Gemeindegliedern gehört, und obgleich die Steuern, Aufſichts- und Cultur— 


auslagen nach § 67 der Gemeindeordnung nur von den berechtigten Theil- 
nehmern an den Nutzungen allein zu tragen ſind, ſo kann wohl kein 


Zweifel mehr obwah en, daß es in Steiermark auch Gemeindegut gibt, 


auf das nicht alle Gemeindemitglieder Rechtsanſpruch machen dürfen, 
das aber trotzdem von der jetzigen Vertretung der Ortsgemeinde un? 
nach den Beſtimmungen der Gemeindeordnung zu verwalten ift. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Competenz hinſichtlich der Zahlung rückſtändiger Privat- 
ſtraßenmauthgebühren. 

Ueber die von A. U., Gutsbeſitzer in S., unterm 28. Juni 1876 
gegen G. Gf. W., Gntsbeſitzer in A., eingebrachte Klage auf Zahlung 
einer rückſtändigen Straßenmauthgebühr für 972 Pferde à 3 kr., 
zuſammen 29 fl. 4 kr. ſammt 6% Verzugszinſen ſeit 1. Jänner 1876 
und Proceßkoſten, hat die Bezirkshauptmannſchaft in P. unterm 25. März 
1878, 3. 7178, nach geſchloſſenem Verfahren im Grunde des § 17 
des ſteiermärk Landesgeſetzes vom 23. Juni 1866, L. G. Bl. Nr. 22, 
erkannt wie folgt: 

Es ſei weder G. Gf. W., noch die vom Kläger bei der Verhand 


ee , Ber lluug vom 3. December 1877 alternativ mit dem Geklagten belangte 
Wenn ſich in manchen Gemeinden — nicht in allen — eine dieſer 


Bezirksvertretung in P. ſchuldig, dem A. U. den Betrag per 29 fl. 4 kr. 
nebſt oben bezeichnetem Anhange aus dem Titel einer rückſtändigen 


öffentlichen Leiſtung zu bezahlen, und es jet andererſeits A. U. nicht 


ſchuldig, dem G. Gf. W., beziehungsweiſe der Bezirksvertretung in P. 
den vom Geklagten bei der obgedachten Verhandlung angeſprochenen 
Erſatz für die Vertheidigungskoſten zu leiſten. 

Gegen dieſes Erkenntuiß ſteht jedem Theile im Beſchwerdefalle 
der Recurs au die Statthalterei in Graz binnen 14 Tagen vom Tage 
der Zuſtellung offen. — Gründe: „Straßenmauthen erſcheinen als 
Gebühren, welche unmittelbar beim Paſſiren des Mauthſchrankens ſällig 
werden und von den mit der Mautheinhebung betrauten Organen ſo— 
gleich an Ort und Stelle vom Vecturanten ſelbſt, ohne Rückſicht darauf, 
ob dieſer im Auſtrage oder Dienſte eines Andern fährt, einzuheben ſind. 

Durch die vom Kläger zugegebene Thatſache, daß dieſer, 
beziehungsweiſe deſſen Mautheinnehmer, die den Transport des Bau— 
materiales für die A.'er Bezirksbrücke beſorgenden Fuhrleute auf deren 
Verſicherung hin, daß die Mauthgebühren nachträglich gezahlt werden 


) $ 17 lautet: Die Errichtung von Straßen⸗ und Brückenmauthen auf 
nicht ärariſchen Straßen, die Feſtſtellung der darauf bezüglichen Tarife und 
Mauthbefreiungen erfolgt durch das Landesgeſetz. Die Entſcheidung von Streitig⸗ 
keiten bezüglich der Befreiung von Mauthgebühren, Aufſtellung oder Verſetzung 
der Mauthſchranken und dergleichen bleibt bei jeder Art von Straßen der Staats⸗ 
verwaltung vorbehalten. 


würden, die Mauth ohne Zahlung paſſiren ließ und ſodann die 
Berichtigung des nach den Fuhrleuten aushaftenden Mauthbetrages 
per 29 fl. 4 kr. vom Geklagten begehrte, hat die fragliche Mauth⸗ 
ſchuld den Charakter einer rückſtändigen öffentlichen Leiſtung eingebüßt, 
und iſt, inſoferne der Geklagte ſich bedingungsweiſe oder unbedingt 
zur Zahlung verpflichtet hat, zum Gegenſtande eines privatrechtlichen 
Uebereinkommens zwiſchen dem Kläger und Geklagten geworden. 
Hieraus ſolgt, daß dem Begehren des Klägers im adminiſtrativen 
Wege nur dann Folge gegeben werden könnte, wenn dasſelbe ob 
Mauthverkürzung gegen die betreffenden Fuhrleute ſelbſt gerichtet wäre; 


daß dagegen die Entſcheidung der Frage, ob die Bezirksvertretung 


in P. oder deren Mandator G. Gf. W. die angeſprochene Zahlung 
zu leiſten habe auf den Civilrechtsweg gehört. 

Was weiters den vom Geklagten begehrten Erſatz der Ver— 
theidigungskoſten anbelangt, ſo gehört der gegenwärtige Rechtsſtreit 
nicht zu jener Kategorie von Fällen, in welchen der Verwaltungs⸗ 
behörde vom Geietze die Competenz zur Entſcheidung über Vertretungs⸗ 
koſten eingeräumt wird.“ 

Die Statthalterei entſchied über den von A. U. gegen das bezirks⸗ 
hauptmannſchaftliche Erkenntniß eingebrachten Recurs unterm 8 Mai 
1878, 3. 5495, wie folgt: 

„Nachdem der Geklagte G. Gf. W. in den Briefen vom 26. Decem- 
ber und 30. December 1875 an den Kläger und Mauthbeſitzer A. U. 
ausdrücklich erklärte, die Mauthgebühren bei der S.'ſcher Straßenmauth 


für die Holzfuhren zum Aer Brückenbau nachträglich vollſtändig zu 


bezahlen, wenn der Streit entſchieden iſt, ob A. U. überhaupt berechtigt 
iſt, dieſe Straßenmauthgebühren einzuheben, nachdem es ſich auch laut 
Verhandlungsprotokolles vom 3. December 1877 vor Allem im Klags— 
gegenſtande um die Auslegung des Mauthprivilegiums für die Straßen: 
mauth handelt und nachdem ſowohl nach dem diesfälligen Privilegiums- 
patente vom 1. Februar 1757, als auch nach den beſtehenden Direc— 
tiven und dem Landesgeſetze vom 23. Juni 1866 (8 17) die poli⸗ 
tiſchen Behörden darüber zu entſcheiden haben, ob die Gebühr bei 
einer bewilligten Privatmauth zu entrichten iſt, jo iſt die k. k. Bezirks— 
hauptmannſchaft zur meritoriſchen Entſcheidung über die Klagsſache des 
A. U. contra G. Gf. W. peto. Bezahlung von rückſtändigen Mauth- 
gebühren per 29 fl. 4 kr. ſammt Anhang competent und wird daher 
über den eingebrachten Recurs des A. U. das bezirkshauptmannſchaft— 
liche Erkenntniß (do. P., 25. März 1878, Z. 7178, womit die k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft einerſeits in der Begründung die Unzuſtändig⸗ 
keit ausgeſprochen, jedoch andererſeits über Schuldig oder Nichtſchuldig 


erkannt hat, als ungeſetzlich behoben und dieſer Bezirkshauptmannſchaft 


aufgetragen, inſtanzmäßig über die Fragen zu entſcheiden, ob die ange— 
ſprochenen Mauthgebühren nach dem Mauthprivilegium und von dem 
geklagten Gf. W., eventuell von wen fie zu bezahlen find, da die abver- 
langten Mauthgebühren, auch wenn ſie ob Streitanhängigkeit nicht gleich 
bezahlt werden, noch immer öffentliche Leiſtungen bleiben und es Pflicht 


der Verwaltungsbehörden iſt, die Mauthbeſitzer bezüglich ihrer begrün⸗ 


deten Anſprüche aus dem Mauthprivilegium zu ſchützen.“ 
Das Miniſterium des Innern hat 
W. mit Erlaß vom 4. Mai 1880, 3. 318, die Statthalterei⸗ 


Gf. 
M. R. 


entſcheidung aus ihren Gründen beſtätigt. 


Ohne ihr Verſchulden entlaſſene Beamte der Bezirksvertretung 
ſind berechtigt, Schadenerſatz zu verlangen. 


Karl W. wurde mittelſt Decretes der Bezirksvertretung in R. 
vom 31. October 1872 zum proviſoriſchen und mittelſt Deeretes vom 
30. December 1873 zum definitiven Wegmeiſter ernannt. Am 23. De⸗ 


cember 1875 erhielt derſelbe die Verſtändigung, daß der Bezirksausſchuß 


den Beſchluß gefaßt habe, den Poſten eines Wegmeiſters aufzuheben und 
ihn mit Ende December 1875 des Dienſtes zu entlaſſen. Karl W. belangte 
daher die Bezirksvertretung in R. wegen Leiſtung einer Entſchädigung 


im Betrage von 500 fl., wurde jedoch mittelſt Urtheiles des Rzezower 


Kreisgerichtes vom 16. Februar 1879, Z. 246, unbedingt abgewieſen, 
hauptſächlich aus dem Grunde, weil der Bezirksvertretung nach § 26 
der Inſtruction freiſteht, ihre Beamten zu entſernen, ſie daher gemäß 
§ 1305 a. b. G. B. von ihrem Rechte innerhalb der rechtlichen Schran- 
ken Gebrauch gemacht hat und für den daraus entſtandenen Nachtheil 
nicht verantwortlich iſt und Kläger gemäß § 1295 a. b. G. B. ein Ver⸗ 
ſchulden der Belangten nicht nachgewieſen hat. 


in Folge Berufung des G. 
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Das Krakauer k. k. Oberlandesgericht hat jedoch mittelſt Ent⸗ 
ſcheidung vom 28. Auguſt 1879, 3. 9329, das obige Urtheil abgeän⸗ 
dert und dem Kläger den eingeklagten Betrag unter der Bedingung der 
Ablegung des Schätzungseides zugeſprochen, welche Entſcheidung der 
k. k. oberſte Gerichtshof mittelſt Entſcheidung vom 3. December 1879, 
3. 12.117, beſtätigt hat. — Gründe: 

t Die von der beklagten Bezirksvertretung hervorgehobene Einwen⸗ 
dung, daß es derſelben freiſtehe, ihre Beamten zu jeder Zeit aus dem 

Dienſte zu entlaſſen, iſt in den Beſtimmungen der Inſtruction, auf 

welche ſich geſtützt wird, nicht begründet. 

Denn im § 256 derſelben wird zwiſchen proviſoriſchen und ſtabi⸗ 
len Beamten der Unterſchied gemacht und beſtimmt, daß jeder provi— 
ſoriſche Beamte vom Bezirksausſchuſſe zu jeder Zeit ohne Angabe der 
Motive von ſeinen Verpflichtungen enthoben, ein ſtabiler Beamte hin⸗ 
gegen nur über Antrag des Ausſchuſſes durch Beſchluß der Bezirks⸗ 
vertretung aus dem Dienſte entlaſſen werden kann. 

Die Beſtimmungen über die Dienſtesentlaſſung find in den $$ 35 
und 36 der bezogenen Inſtruction enthalten. 

Der Kläger war laut Decretes ſeit 30. December 1873 in der 
Eigenschaft eines Wegmeiſters ein ſtabil angeſtellter Beamter der R.'er 
Bezirksvertretung, er kann daher nicht zu jeder Zeit ohne Angabe der 
Motive vom Bezirksausſchuſſe vom Dienſte enthoben, ſondern nur nach 
den bezogenen Vorſchriften der Inſtruction über Antrag des Ausſchuſſes 
durch Beſchluß der Bezirksvertretung entlaſſen werden. 

Der Fall einer vorſchriftsmäßig beſchloſſenen Entlaſſung des 
Klägers hatte aber gar nicht ſtattgefunden, da ihm durchaus kein Ver⸗ 
ſchulden zur Laſt gelegt wird, derſelbe wurde nur laut des am 
23. December 1875 zugeſtellten Deeretes vom 3. November 1875, 
3. 1795, in Kennmiß geſetzt, daß die Bezirksvertretung bei Gelegen— 
heit der Genehmigung des Straßenbudgets für das Jahr 1876 die 
Stelle eines Bezirkswegmeiſters aufgehoben habe, wodurch derſelbe aus 
dem Etat der Beamten des Bezirksausſchuſſes entfallen iſt. 

Von der Anwendung des § 26 der Juſtruction auf deu vor⸗ 
liegenden Fall kann daher keine Rede ſein und da die Inſtruction auf 
den gedachten Fall, wenn die Stelle eines ſtabil angeſtellten Beamten 
aufgehoben werden ſollte, keine Beſtimmungen enthält und die Bezirks 
vertretung den Beſtand einer ſolchen Beſtimmung gar nicht nachweiſet, 
ſo müſſen die allgemeinen Beſtimmungen des Privatrechtes über Ver— 
träge in Anwendung kommen. 

Da die Bezirksvertretung im Organismus der Landesautonomie 
eine Behörde iſt, welche auf eine uneingeſchränkte Zeitdauer eingeſetzt 
iſt und fortdauernde adminiſtrative Zwecke verfolgt, ſo iſt hiedurch auch 
die Stellung der ſtabil angeſtellten Beamten dieſer Behörde gekenn⸗ 
zeichnet, namentlich iſt dieſelbe weder eine vorübergehende noch auf eine 
willkürliche Zeitdauer beſchränkte. 

Es muß daher als feſtſteheud angenommen werden, daß dem 
Kläger mittelſt ſeines Decretes eine fortdauernde Dienſtſtelle gegen 
Bezug der darin angegebenen Emolumente zugeſichert worden iſt. 

Wenn aber deſſenungeachtet die Bezirksvertretung den Beſchluß 
gefaßt hat, die dem Kläger verliehene ſtabile Stelle eines Wegmeiſters 
des Bezirkes eingehen zu laſſen und zu beſtimmen, daß der Kläger 
deßhalb, ſonach ohne deſſen Verſchulden aus dem Gremium der Beamten 
des Bezirksausſchuſſes zu entfallen habe, ſo iſt die Bezirksvertretung 
durch dieſen Beſchluß von dem geſchloſſenen Dienſtvertrage einſeitig 
abgegangen, demnach im Sinne der §s 902, 1295, 1298 a. b. G. B. 
zum Schadenerſatze an den Kläger verpflichtet. Ger.⸗Halle. 
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Geſetze und Berordnungen. 
1879. IV. Quartal. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
| reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 
Nr. 139. Ausgeg. am 16. December. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 5. December 1879, Z. 33.214, 
an den Verwaltungsrath der k. k. priv. Erzherzog Albrecht⸗Bahn, betreffend die 
Anwendung des Perſonentarifs⸗Kilometerzeigers im Frachtenverkehre. 

Circular der k. k. Seebehörde vom 30. September 1879, Nr. 7422, 
an die unterſtehenden k. k. Hafen⸗ und Seeſanitätsämter und Functionäre, 
ſowie an die k. und k. öfterr.-ungar. Seeconſularämter, betreffend Hinausgabe 
einer Inſtruction über den Ausbruch der Blattern am Bord der Schiffe. 


| 


Conceſſion zum Baue und Betriebe von Geleiſeanlagen vom Graf 
Wilczek'ſchen Michaelſchachte in Poln.⸗Oſtrau anſchließend an die Station 
Zwierzina der Montanbahn Oſtrau-Michalkowitz der a. pr. Kaiſer Ferdinands⸗ 
Nordbahn. Z. 35.236. 18. November. 


Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn vom Rothſchild'ſchen | 


Tieſbauſchachte bei Mähr.⸗Oſtrau zum Anſchluſſe an den Witkowitzer Flügel der 
Oſtrauer Montanbahn der a. pr. Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn. Z. 32.415. 


6. November. 
Nr. 140. Ausgeg. am 18. December. 


Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 27. November 1879, Z. 35.889, 
an ſämmtliche Bahnverwaltungen, dann an ſämmtliche k. k. Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphen⸗Directionen, betreffend die Uebernahme der geſammten Verwaltung und 
Betriebsführung der k. k. Bosnabahn Seitens der k. und k. Militärverwaltung. 

Nr. 141. Ausgeg. am 20. December. 


Nr. 142. Ausgeg. am 23. December. 


Nr. 143. Ausgeg. am 25. December. 


Nr. 144. Ausgeg. am 28. December. 
Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 2. December 1879, Z. 37.602, 
an ſämmtliche Eiſenbahuverwaltungen, betreffend den Eiſenbahntransport des 
Sprengmittels „Spreng⸗Gelatine“. 


Auszug aus der Inſtruction für die bei den Tracen-Reviſionen und 


politiſchen Begehungen von projectirten Eiſenbahnen als Vertreter des Reichs⸗ 
Kriegsminiſteriums intervenirenden Offieiere. H.M. Z. 14.063. März. 
Nr. 145. Ausgeg. am 30. December. 
Abdruck von Nr. 142 R. G. Bl. 


Verordnungsblatt für die k. k. Gendarmerie. 
Nr. 14. Ausgeg. am 7. October. 

Cireularverordnung vom 30. September 1879, Praes. Nr. 1865. Ver⸗ 
lautbarung der Circularverordnung des k. k. Reichs⸗Kriegsminiſteriums vom 
17. September 1879, Praes. Nr. 5054. 

Nr. 15. Ausgeg. am 21. October. 
Circularverordnung vom 18. October 1879, Nr. 13.729/3166 III. Berich⸗ 


tigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 
Nr. 16. Ausgeg. am 30. October. 


Nr. 17. Ausgeg. am 20. November. 

Circularverordnung vom 13. November 1879, Nr. 14.862/3449 III. 
Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 

Nr. 18. Ausgeg. am 28. December. 

Circularverordnung vom 19. December 1879, Praes. Nr. 2405. Ver⸗ 
lautbarung des proviſoriſchen Statuts für das Gendarmeriecorps für Bosnien 
und die Herzegowina, der Beförderungsvorſchrift für die Perſonen des Marn- 
ſchaftsſtandes dieſes Corps und endlich des Allerhöchſt genehmigten Standes des⸗ 
ſelben an Officieren und Mannſchaft. 

Nr. 19. Ausgeg. am 28. December. 

Circularverordnung vom 7. December 1879, 

Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 


Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 
Nr. 29. Ausgeg. am 21. October. 
Nr. 30. Ausgeg. am 21. October. 

Circularverordnung vom 30. September 1879, Praes. Nr. 1865. Ver⸗ 
lautbarung der Cireularverordnung des k. k. Reichs-Kriegsminiſteriums vom 
17. September 1879, Praes. Nr. 5054. 

Circularverordnung vom 17. September 1879, Praes. Nr. 5054. Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen der 88 27 und 33 des proviſoriſchen Statuts für das 
Gendarmeriecorps für Bosnien und die Herzegowina. 

Nr. 31. Ausgeg. am 25. October. 


Nr. 32. Ausgeg. am 26. October. 

Nr. 33. Ausgeg. am 4. November. 
Cireulacverordnung vom 7. October 1879, Nr. 13.047/2833 II. 
Aenderungen in der gerichtlichen und politiſchen Bezirkseintheilung in Galizien. 


Nr. 16.146/3700 III. 
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nach Debreczin. 
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IV. Ausgabe der „Inſtruction zur Vornahme von Desinfectionen“. 


Circularverordnung vom 21. October 1879, Nr. 11.972/1642 V. Koch-, 

Heiz⸗ und Beleuchtungspauſchale ſür Büchſenmacher eingeſtellt. 
Nr. 34. Ausgeg. am 25. November. 

Circularverordnung vom 20. November 1879, 12.940/1835 V. Gebühren⸗ 

änderungen hinſichtlich Unterkunft, Möbelzins, Service. 
Nr. 35. Ausgeg. am 12. December. 

Circularverordnung vom 22. November 1879, Nr. 15.164/3322 II. Theil⸗ 
weiſe Aenderung der gerichtlichen und politiſchen Bezirkseintheilung in Mähren. 

Circularverorduung vom 22. November 1879, 15.165/3323 II. Theilweiſe 
Aenderung der gerichtlichen und politiſchen Bezirkseintheilung in Niederöſterreich. 

Circularverordnung vom 24. November 1879, Nr. 15.308/3238 IV. 
Hinausgabe der neuen Auflage des II. Theiles der „Vorſchrift über das Pferde⸗ 
weſen im Kriege“. 

Circularverordnung vom 6. December 1879, Praes. Nr. 2278. Aus⸗ 
füllung der Rubrik „Privatverhältniſſe“ in der Qualificationsliſte bei Offizieren 
und Kadeten des nicht activen Standes. 

Cirenlarverordnung vom 7. December 1879, Nr. 15.800/3349 IV. 
Verlegung des königl. ungarischen 42. Landwehr-Bataillons von Nagy⸗Källö 


Nr. 36. Ausgeg. am 17. December. 

Circularverordnuung vom 24. November 1879, Nr. 2098. 
Beſtimmungen bezüglich der Vorrathhaltung, Erfolglaſſung ꝛc. beſonderer Aus⸗ 
rüſtungsgegenſtände für Offiziers⸗Stellvertreter und zur Leiſtung des Offiziers 
dienſtes während der Mobilität beſtimmten Unteroffiziere, dann bedingte 
Umwandlung der Geldgebühr des Bekleidungspauſchales per 15 fl. in eine 
Natural-Bekleidungsgebühr. 

Nr. 37. Ausgeg. am 23. December. 
Circularverordnung vom 16. December 1879, Praes. Nr. 2162. Hinaus⸗ 


Praes. 


gabe des IV. Theiles des „Reglement für den Sanitatsdienſt des k. k. Heeres“. 


Cireularveror mung vom 16. December 1879, Nr. 11.297/2466. 


Nr. 38. Ausgeg. am 28. December. 


Nr. 39. Ausgeg. am 30. December. 


Nr. 40. Ausgeg. am 31. December. 

Circularverorduung vom 21. December 1879, Praes. Nr. 2422. Geſetz, 
betreffend die Verlängerung der Wirkſamkeit der 88 11 und 13 des Wehrgeſetzes 
vom 5. December 1868 bis zum Schluſſe des Jahres 1889. 

Circularverordnuung vom 9. December 1879, Nr. 15.962/3517. II. 
Feſtſtellung der Vergütung für die Militär-Durchzugsverpflegung im Jahre 1880. 

Circularverordnung vom 19. December 1879, Nr. 13.919947 IV. 
Hinausgabe des Anhanges zu der „Inſtruetion für Waffenoffieiere und Büchſen⸗ 
macher der k. k. Truppen über Handfeuerwaffen mit Wernd Verſchluß, Modell 
1873.“ 

Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den erſten Haus-, Hof- und Staatsarchivar Sec- 
tionsrath Joſef Fiedler zum Vicedirector im Haus-, Hof- und Staatsarchive 
erna Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Haus-, Hof⸗ 
und Staatsarchivars bekleideten Archivsconeipiſten erſter Claſſe Dr. Conſtantin 
Edlen v. Böhm zum wirklichen Haus-, Hof und Staatsarchivar ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Haus⸗, Hof⸗ und Staatsarchivar Clemens v. 


Klinkowſtröm und dem Archivsadjuncten Joſef Thom ayr bei deren Penſioni⸗ 


rung taxfrei, Erſterem den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe, Letzterem 
das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Baurathe Ignaz Hofmann in Graz anläßlich 
deffen Benftonivung den Titel und Charakter eines Obecbaurathes taxfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem k. und k. Honorarconſul Otto Meyer in 
Syduey das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 


Erledigungen. 
Finanzwach⸗Obercommiſſärsſtelle in der neunten, eventuell eine Finanz⸗ 
wachcommiffärsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe in Niederöſterreich, bis Mitte 


Juni. (Amtsbl. Nr. 109.) 


Amanuenſisſtelle bei der Czernowitzer Univerſitätsbibliothek ir der zehnten 


Rangsclaſſe, bis 10. Juli. (Amtsbl. Nr. 111.) 


Rechnungsrevidentenſtelle in der neunten, eventuell eine Rechnungsofficials⸗ 
ſtelle in der zehnten und Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei 
der k. k. Steueradminiſtration in Wien, bis Mitte Juni. (Amtsbl. Nr. 112.) 

Poſtaſſiſtentenſtelle in Baden mit 600 fl. Gehalt und 150 fl. Netivitäts- 
zulage gegen Caution, bis Mitte Juni. (Amtsbl N. 112.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


